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Grundlagen einer produktivitätsorientierten 
Industrialisierungspolitik

Prof. Dr. Harald Jürgensen, Hamburg

D er fo lg en d e  B e itra g  en ts ta n d  im  R a h m e n  d e r  V orarbeiten  fü r  e in  G utachten , das dem  
V erfasser von  d e r  B eh ö rd e  fü r  TVirtschafi u n d  V erkehr d e r  F reien  u n d  H ansestad t H a m ­
burg  im  Som m er vergangenen  Jahres übertragen  w orden  ist. D ie Ergebnisse dieses G ut­
achtens über d ie  M öglichkeiten  u n d  G renzen d er H am burger In d u s tr ia lis ierungspo litik  
w erden  zu m  Jahresende  1964 vorliegen . I n  d iesem  B eitra g  w erden  zunächst d ie  G rund­
la g en  dargeleg t, a u f  d en en  e in e  a n  d er gesam tw irtscha ftlichen  P ro d u k tiv itä t ausgerichtete  
R e g io n a lp o litik  beruhen  m u ß . D arüber h in a u s  w erden  e in ige  d er P roblem e a u f  gezeig t 
u n d  z u r  D iskussion  geste llt, d ie  sich  au s d e r  U nzu läng lichkeit des reg iona lpo litischen  
In s tru m en ta r iu m s ergeben u n d  d eren  L ösung  durch  d ie  unzureichende K o o rd in a tio n  d er  
reg iona lpo litischen  u n d  sta tistischen  A rb e it erheblich  erschw ert w ird .

BEDEUTUNGSWANDEL DER REGIONALPOIITIK 
IM WIRTSCHAFTSWACHSTUM

Die Probleme der Raumwirtscbaftstheorie und Regio­
nalpolitik sind aktuell geworden. Sie sdieinen als 

neue M odegebiete w irtsdiaftswissensdiaftlidier For­
schung und wirtschaftspolitischer Diskussion neben oder 
sogar an die Stelle von Wachstumstheorde und Struktur­
politik zu treten, die wiederum die Konjünkturtheorie 
und -politik in der Rangskala der A ktualität abgelöst 
hatten. Tatsächlich spiegelt jedoch diese zweimalige 
Schwerpunktverlagerung von Forschungstätigkeit und 
Diskussion während der letzten 15 Jahre — die sich 
in den USA und in der Bundesrepublik am deutlichsten 
abzeichnet — nur die veränderten Gewichte der ge­
samtwirtschaftlichen Probleme wider. Denn iriit fort -̂ 
schreitender Deformation der Konjunkturzyklen und 
zunehmender Beherrschung bzw. Rückbildung der 
kurzfristigen Beschäftigungsschwankungen konzentriert 
sich das wirtschaftspolitische Interesse immer mehr 
auf die Sicherung des langfristigen Wirtschaftswachs­
tums. Die erhöhte Bedeutung dieser Aufgabe steigert 
zugleich das Gewicht der Raumordnungsprobleme.

y '  Wirtschaftswachstum vollzieht sich stets in einer Kette 
) regionaler Ungleichgewichte (A. O. Hirschman). Prin­

zipiell können diese Ungleichgewichte auf „leads“ und 
„lags" beschränkt bleiben, aber auch ständig zunehmen. 
Mit dem Reifegrad der Wirtschaft vergrößern sich je ­
doch in einer marktwirtschaftlichen Ordnung ohne 
aktive Regionalpolitik die Möglichkeiten von räum­
lichen Ungleichgewichten. Je  kapitalintensiver die 
Produktion wird, desto stärker wird die raumprägende 
Kraft der langlebigen Produktionsmittel und desto 
mehr werden zwangsläufig auch die Anpassungs­
prozesse der Raumstrukturen an ein verändertes 
räumliches Gleichgewicht oder marktwirtschaftliches 
Raumoptimum gehemmt. Auf der anderen Seite ver­
größern sich im Wirtschaftswachstum bei verkürzten 
ökonomischen Entfernungen, aber verlängerten und 
immer stärker differenzierten Produktionsumwegen 
und gleichfalls zunehmender Konsumdifferenzierung 
die Impulse für Strukturwandlungen. Das W irtschafts­

wachstum verm indert also die A npassungsfähigkeit der 
Raumstrukturen, und es verstärkt zugleich die N ot­
w endigkeit von Strukturwandlungen. Sollen die s te i­
genden Spannungen aufgefangen werden, so muß die 
zunehmende Erstarrung der Raumstrukturen durch 
eine erhöhte A ktivität in der Raumordnungspolitik 
und vor allem in ihrem ökonomischen Bereich, der 
Regionalpolitik‘), kompensiert werden. Das W irt- 
sAaftsvraAslum  erzwingt^ mithin einen Einsatz der 
¿egipnalpplitik^zur S i A ^  der la n g fr is ^  optim a­
l e n F a k tQ r a l lo k a t iQ n , ._ w .e n a ,e s  nicht selbst gefährdet 
W CTdra_^n. Strittig kann demnach nicht mehr die 
Notwendigkeit der Regionalpolitik sein, sondern höch­
stens die Rangskala ihrer Aufgaben.

Für die Regionalpolitik der Bundesrepublik — und 
auch der EWG — gelten soziale Gerechtigkeit, indi­
viduelle Freiheit und wirtschaftlicher W ohlstand als 
allgemeinverbindliche Ziele, die im Rahmen ‘ einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung angestrebt werden sol­
len. Diese Zielkonstellation stellt daher audi die Basis 
der folgenden Analyse dar. Sie bedeutet einen prinzi­
piellen Verzicht auf wirtschaftspolitische Z w a n g s ­
m a ß n a h m e n .  Für unsere Analyse der regional­
politischen Aufgaben und ihrer Unterziele, die im 
Rahmen der Ziel-Mittel-Beziehung zugleich instrumen­
talen Charakter haben, gelten also zwei Nebenbedin­
gungen: der vom Entwicklungsniveau einer „mature 
economy" gesetzte Datenkranz und die Forderung, 
daß die Regionalpolitik bei ihrem Beitrag zur Reali­
sierung der gesellschaftspolitischen Ziele den Rahmen 
einer marktwirtsdiaftlichen Ordnung zu beachten hat.

Im M ittelpunkt dieser Untersuchung steht das Streben 
nach einer wachstumsoptimalen Faktorallokation im 
Raum, d. h. der Faktorallokation, die den maximalen 
Gegenwartswert aus der Summe des gegenw ärtigen 
und der zukünftigen Sozialprodukte — unter Berück­
sichtigung des ökonomischen Horizonts — verwirk-

1) Regionalpolitik oder regionale W irtsdiaftspolitik umfaßt den 
ökohomisdien Bereich der Raumordnungspolitik und damit die 
Summe der wirtschaftspolitischen Maßnahmen, die in den einzel­
nen Wirtsdiaftsräumen gesellschaftliche Leitbilder realisieren  
sollen.
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lidit. Diese Aufgabe ist von. der Regionalpolitik so 
zu lösen, daß die Ergebnisse zur Verwirklidiung aller 
drei gesellschaftspolitischen Endziele — soziale Ge­
rechtigkeit, individuelle Freiheit und wirtschaftlicher 
Wohlstand — beitragen. Auf die Problematik von Ziel­
konflikten oder gar Antinomien, die zwischen diesen 
drei gesellschaftspolitischen Endzielen entstehen kön­
nen, soll hier nicht eingegangen werden.

DAS DILEMMA DER REGIONALPOLITIK

Die Regionalpolitik der Bundesrepublik beschränkte 
sich bisher auf regionale Förderungsprogramme und 
ad hoc-Maßnahmen. Auch der von der Bundesregie­
rung vorgelegte Entwurf eines Bundesraumordnungs­
gesetzes stößt noch nicht zu einer g e s c h l o s s e n e n  
raumordnungspolitischen Konzeption für das gesamte 
Bundesgebiet vor. Dabei soll jedoch nicht verkannt 
werden, daß der föderalistische Aufbau der Bundes­
republik einer gesamtwirtschaftlichen Konzeption der 
Regionalpolitik erhebliche Hemmnisse entgegenstelltj 
ebensowenig ist zu übersehen, daß die Wissenschaft 
erst Teilbereiche der raumwirtschaftlichen Funktional­
zusammenhänge erforscht und bislang auch nur Teile 
des wirtschaftspolitischen Instrumentariums entwickelt 
hat, das zur Realisierung einer gesamtwirtschaftlich 
orientierten Regionalpolitik notwendig ist. Die Regio­
nalpolitik der Bundesrepublik befindet sich daher 
heute in dem Dilemma, daß sie den W eg zu ihrem 
Ziel nicht kennt. So erklärt sich, daß sie im Partial­
ansatz betrieben wird, wo ein regionalpolitisches 
System erforderlich ist, und daß sie pauschal betrie­
ben wird, wo wirtschaftspolitische Differenzierungen 
notwendig sind.

Unter diesen Bedingungen wird auch die Neigung 
verständlich, vor allem die unteren Instanzen mit 
regionalpolitischen Aufgaben zu betrauen, in der An­
nahme, daß sie dort wegen der größeren Problem­
nähe am besten gelöst werden können. Diese Rege­
lung führt jedoch zwangsläufig zu der Gefahr, daß 
auch die systemnotwendig gesamtwirtschaftlich orien­
tierte Regionalpolitik nach lokalen Sonderinteressen 
ausgerichtet wird. Die Praxis der Regionalpolitik in 
der Bundesrepublik gelangte daher bislang über eine 
lediglich an den Interessen der Länder ausgerichtete 
regionale Strukturpolitik nicht weit hinaus.

Die Strukturpolitik der Länder für die wirtschaftlich fort­
geschrittenen Gebiete erschöpft sich aber häufig nur 

,in dem Versuch, die „Krisenfestigkeit" der einzelnen 
Regionen zu erhöhen — eine Aufgabe, die mit dem 
Ziel der gesamtwirtschaftlich optimalen Faktoralloka­
tion nicht vereinbar ist, weil sie allenfalls auf Kosten 
der übrigen Regionen erfüllt werden k an n .») Die für

2) Vgl. hierzu H. J ü r g e n s e n ,  „Antinomien in der Regional­
politik", inj Gestaltungsprobleme der Weltwirtsdiaft, Festschrift 
für Andreas Predöhl.. Erscheint demnädist als Heft 3/1963 des 
Jahrbuchs für Sozialwissensdxaft.
3) Vgl. hierzu H. M e i n h o l d .  „Raumpolitik und moderne Wirt­
schaftspolitik", in: Raumordnung und Wirtschaftspolitik, Heft 27 
der Schriften des Deutschen Verbandes für W ohnungswesen, 
Städtebau und Raumplanung, Köln 1957, S. 14 f., und H. G i e r s c h ,  
„Das ökonomische Grundproblem der Regionalpolitik“, in: Ge­
staltungsprobleme der Weltwirtschaft, a. a. O.

schwach strukturierte Gebiete angewandte Industriali­
sierungspolitik wird dagegen noch oft unkritisch als 
ein von unerwünschten Nebenwirkungen freies All­
heilmittel angesehen. Dabei wird zu wenig berück­
sichtigt, daß Industrialisierung Investitionen voraus­
setzt, die sowohl Einkommens- als auch Kapazitäts­
effekte haben. Zwischen deren Höhe und Entwicklung 
können jedoch erhebliche Divergenzen entstehen, da 
gleiche Investitionen mit gleichem Kapazitätseffekt in 
unterschiedlichen Regionen unterschiedliche Einkom­
menseffekte haben können. Die Ursache langfristiger 
regionaler Divergenzen von Kapazitäts- und Einkom­
menseffekten liegt in der regional unterschiedlichen 
Höhe der Faktorkosten. Räumliche Differenzen des 
Einkommens entstehen bei gleicher Kapazitätsaus­
lastung gleicher Investitionen, wenn die langfristigen 
volkswirtschaftlichen Produktionskosten in einzelnen 
Wirtschaftsräumen bereits progressiv, in anderen aber 
noch degressiv verlaufen. Andererseits haben Investi­
tionen zwar sofort Einkommenseffekte, ihre K apazitäts­
effekte können dagegen wegen der ökonomischen Un­
teilbarkeit der Investitionsprojekte erst viel später 
und auch bei räumlich gleichen Einkommenseffekten 
in sehr unterschiedlichem Ausmaß eintreten. Von einer 
gesamtwirtschaftlich orientierten Industrialisierungs­
politik ist aber zu fordern, daß sie sowohl die kurz­
fristigen Einkommenseffekte als auch die langfristigen 
Kapazitäts- und Wachstumseffekte berücksichtigt und 
zu optimieren versucht.

Die unteren Instanzen der Regionalpolitik, wie Ge­
meinde- oder Kreisverw'altungen, vermögen sich in 
ihrem Bereich im allgemeinen nicht an gesamtwirt­
schaftlichen Kosten- oder gar Produktivitätsunterschie­
den zu orientieren. Entscheidend für ihre Bemühungen, 
Industriebetriebe heranzuziehen, ist meist nur die er­
reichbare Vergrößerung des Anteils der Industrie-Be­
schäftigten, der regionalen Krisenfestigkeit und des 
Gewerbesteueraufkommens. W erden durch diese Indu­
strialisierungspolitik, die u. U. die volkswirtschaft­
lichen Standortkosten verfälscht, Betriebsgründungen 
bzw. - V e r l a g e r u n g e n  veranlaßt, dann besteht gerade 
wegen der „erfolgreichen" Tätigkeit der regional­
politischen Instanzen die Gefahr, daß sich zwar das 
regionale Einkommen erhöht, daß aber gleichzeitig 
gegen das Postulat der wachstumsoptimalen Allokation 
der Produktionsfaktoren verstoßen wird. Betriebswirt­
schaftlich optimale Standortwahl und volkswirtsdiaft- 
lich optimale Standortverteilung und Allokation der 
Ressourcen stimmen ceteris paribus nur dann überein, 
wenn in der einzelwirtschaftlichen Kalkulation alle 
durch den Produktionsprozeß hervorgerufenen Kosten 
erfaßt werden, d. h. wenn bei Dritten keine externen 
Verluste entstehen^), wenn bei einem weiteren Aus­
bau der Infrastruktur in den Ballungsräumen die hier 
im Vergleich zu den übrigen Gebieten meist höheren 
Investitionsaufwendungen langfristig nicht zu höheren 
Durdisdinittskosten der öffentlichen Grundleistungen

4) Vgl. H. J ü r g e n s e n ,  .Private und soziale K osten', in; 
Probleme der normativen Ökonomik und der wirtschaftspolitischen 
Beratung, Schriften des Vereins für Socialpolitik, NF, Bd. 29, 
Berlin 1963, S. 245 ff.
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führen®) und wenn der Marktautomatismus bzw. des­
sen notwendige Korrektur durch die Regionalpolitik 
die Betriebe zumindest langfristig an ihre günstigsten 
Standorte lenken kann. Da aber bislang praktikable 
Orientierungsgrößen für den gesamtwirtschaftlich opti­
malen Faktoreinsatz fehlen, ist es heute überhaupt 
nicht möglich, regionale Industrialisierungsmaßnahmen 
im Hinblick auf ihre gesamtwirtsdiaftlidie Effizienz zu 
beurteilen, d. h. festzustellen, wie hoch die W ohlstands­
verluste sind, die durch ein Abweichen von der ge­
samtwirtschaftlich optimalen Faktorallokation eintre- 
ten. Die Regionalpolitik weiß mithin weder, wie die 
gesamtwirtschaftlich optimale Standortstruktur be­
schaffen sein muß, noch kennt sie den Preis, den die 
Gesellschaft zu bezahlen hat, wenn regionale Förde­
rungsmaßnahmen — z. B. aus sozialpolitischen oder 
auch einfach aus partikularistischen Gründen — Pro­
duktionsstrukturen schaffen, die mit der gesamtwirt­
schaftlich optimalen Faktorallokation im Raum nicht 
übereinstimmen. Die Regionalpolitik kann ihre ökono­
mische Aufgabe also erst dann erfüllen, wenn sie 
brauchbare gesamtwirtschaftliche Orientierungsgrößen 
erhält. Ein Ansatzpunkt, der in Richtung zu einer der­
artigen gesamtwirtschaftlich ausgerichteten Regional­
politik führt, w äre die Entwicklung einer produktivi­
tätsorientierten Industrialisierungspolitik.

ANSATZMDGLICHKEITEN EINER PRODUKTIVITÄTSORIEN­
TIERTEN INDUSTRIALISIERUNGSPOLITIK

Eine an gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsindizes 
orientierte Industrialisierungspolitik soll zur Lösung 
der optimalen Faktorallokation im Raum bei­
tragen. ®) W ie eine nähere Analyse zeigt, umfaßt je ­
doch dieses Endziel ein ganzes Bündel von Vorzielen, 
die vorab gelöst sein müssen: die Angleichung der 
privatwirtschaftlichen und gesamtwirtschaftlichen Pro­
duktionskosten und damit auch der Standortkosten, 
die Abstimmung der Fristen von privatwirtschaftlichen 
Rentabilitätserwägungen und gesamtwirtschaftlichen 
Produktivitätsrechnungen, die Identität von privatw irt­
schaftlichen und gesamtwirtschaftlichen Erträgen, d. h. 
die Erfassung der externen Ersparnisse und die 
reibungslose Anpassung der Produktivitätsrechnung 
an Datenänderungen. Die Aufgabe der Produktivitäts­
messung ’) wird also zum Problem einer d y n a m i ­
s i e r t e n  W irtschaftlichkeitsrechnung, die sich aut die 
Gesamtwirtschaft erstrecken muß.

5) Das gilt z. B. auch für den Straßenunterhalt. Die durch zuneh­
mende Kraftfahrzeugdichte und hohe Unfallfolgekosten vor allem  
in Ballungsgebieten hervorgerufenen Probleme lassen sich — zu­
mindest graduell — lösen, wenn das Prinzip der gleichen steuer­
lichen Belastung überall dort durchbrochen wird, w o die Kraft­
fahrzeugsteuern und -abgaben, d. h. die privatwirtschaftlidien 
Kosten, nicht mit den volkswirtschaftlichen Kosten der Straßen- 
unterhaltung übereinstimmen, und wenn die produktive und kon­
sumtive Nutzung des Straßennetzes Wirtschaftlichkeitsberechnun­
gen unterworfen wird. Durch Wirtschaftlichkeitsberechnungen kön­
nen die verfügbaren Investitionsmittel so auf die miteinander 
konkurrierenden Straßenbauvorhaben — sowohl Orts- als auch 
Bundesstraßen — verteilt werden, daß sich der Grenzertrag der 
Investitionen ausgleicht? vgl. H. J ü r g e n s e n ,  „Zeitwert und 
Wirtschaftlichkeitsrechnung im Straßenbau", in: Sdiiene und
Straße 1963 (in Vorbereitung).
6) H. G i e r s c h ,  „Das ökonomische Grundproblem der Regional­
politik", a. a. O.
7) Zum Problem der Produktivitätsmessung vgl. G. E. R e u s s ,  
„Produktivitätsanalyse“, Basel-Tübingen 1960, und die dort ange­
gebene Literatur.

Die beiden ersten Vorziele sind vielleicht nicht poli­
tisch, aber verfahrenstechnisch am leichtesten zu ver­
wirklichen. Sie erfordern lediglich, daß langfristig alle 
im Produktionsprozeß entstehenden Kosten den W irt- , 
schaftssubjekten angelastet werden, die sie ver­
ursachen. Schwieriger ist schon die Erfassung der ex­
ternen Ersparnisse. Das Problem wird nur näherungs­
weise gelöst, wenn die gesamtwirtschaftliche Produk­
tivitätsrechnung als O utput den von einem Investi­
tionsvorhaben erw arteten Beitrag zum Brutto-Inlands- 
produkt erfaßt und dabei die Komplementaritätsbe­
ziehungen der W irtschaftszweige und -räume berück­
sichtigt. Die größten Schwierigkeiten bereitet jedoch 
die Dynamisierung der W irtschaftlichkeitsrechnung 
unter der Bedingung einer sich im W irtschaftswachs­
tum fortentwickelnden Zielkonstellation. Sieht man 
zunächst von dem letzten Problem ab, so können als 
Orientierungsgröße für eine Industrialisierungspolitik, 
die auf eine gesamtwirtschaftlich optimale Faktor­
allokation im Raum ausgerichtet ist, die Ergebnisse 
langfristiger regionaler Produktivitätsvergleiche und 
-Vorausschätzungen verw endet werden.

Ein methodisch u n d  statistisch geeignetes Instrument 
zur Ermittlung der regionalen Produktivität nicht 
standortgebundener W irtschaftsbereiche w urde von 
meinem Assistenten D. M arx im Rahmen einer größe­
ren Untersuchung über regionalpolitisdie Probleme 
im Wirtschaftswachstum entwickelt, indem  er das von 
etwaigen sozialen Zusatzkosten bereinigte Brutto- 
Inlandsprodukt (BIP) nicht standortgebundener Indu­
striezweige je  Beschäftigten als O utput in Relation 
setzte zu den regional unterschiedlichen Kosten öffent­
licher Grundleistungen je  Einwohner als Input. V er­
gleicht man die mit Hilfe dieses Koeffizienten für ein­
zelne Industriezweige in verschiedenen Regionen er­
mittelten W erte, so ergibt sich „eine ausreichende 
Vorstellung über das Ausmaß der regionalen Produk­
tivitätsdifferenzen des jew eils untersuchten W irt­
schaftsbereiches, wie sie bisher nicht möglich w ar“.*)

Die durchschnittliche regionale Produktivität des be­
treffenden Industriezweiges sinkt in dem Ausmaß, wie 
die öffentlichen Grundleistungen verhältnism äßig 
stärker als das BIP je  Beschäftigten steigen, und 
umgekehrt:

¿■BlPix —  2  Tk

Pix =
2  B¡x

^ E x

P ix  =

BIP =  
i
B =
Zi =

G
i ”
E

durchschn ittlid ie  reg io n a le  P ro d u k tiv itä t d es  Indu­
striezw eig es i im  W irtschaftsraum  x 
B ru tto in lan d sp ro d u k t
m itte lb a r  s ta n d o rtg eb u n d en e r Industriezw eig  
B esd iäftig te
soziale  Z u sa tzk o s ten , d ie  d u rd i d en  In d u str ie ­
zw eig  i b e i D ritte n  v eru rsach t w erd en  
öffentliche G ru n d le is tu n g en  
au sg ew äh lte  k om m unale  V erw altungszw eige  
E inw ohner

8) Vgl. D. M a r x ,  „Regionale Produktivitätsmessung als Ansatz­
punkt überregionaler Raumordnungspolitik", in: Gestaltungspro­
bleme der W eltwirtsdiaft, a. a. O.
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Besser wäre die alle Produktionsfaktoren erfassende 
Produktivitätsmessung:

¿■BlPix — 2'Zi

Pix = 2 ’Kix • q +  2'Aix 
¿■Bis

K =  K apitaleinsatz
A =  A rbeitse insa tz
q =  du rd isd in ittliche  V erzinsung
1 =  d u rd isd in ittlid ie r  Lohnsatz

Die Unzulänglichkeit des statistischen M aterials in der 
Bundesrepublik setzt jedoch der Verwendung dieses 
zweifellos aussagefähigeren Produktivitätskoeffizien­
ten vorerst unüberwindliche Hemmnisse entgegen. 
Bei den regionalen Produktivitätsmessungen muß da­
her zunächst unterstellt werden, daß „die durch das 
unterschiedliche Niveau der öffentlichen Grundleistun­
gen hervorgerufenen regionalen Produktivitätsunter­
schiede größer sind als der Einfluß unterschiedlicher 
Faktorkombinationen innerhalb eines Industrie­
zweiges“.

Die statistischen Probleme der „verkürzten" Produk­
tivitätsmessung sind bereits von M arx dargestellt 
worden, so daß auf diesen Fragenbereich hier nicht 
eingegangen zu werden braucht. Auch eine Reihe w ei­
terer Probleme einer wachslumsoptimalen Industriali­
sierungspolitik, wie die Komplementaritätsbeziehun­
gen zwischen den einzelnen Industriezweigen einer 
Region, aber auch zwischen einzelnen Regionen sind 
bereits behandelt worden, i”) Unbeachtet blieb jedoch 
bislang die grundsätzliche Problematik einer wachs­
tumsoptimalen und das heißt zugleich produktivitäts­
orientierten Industrialisierungspolitik — insbesondere 
ihre Konsequenzen für den U m f a n g  der regional­
politischen Aufgaben. Bevor dieses Problem behandelt 
werden kann, müssen jedoch zwei weitere Grenzen 
der produktivitätsorientierten Industrialisierungspolitik 
klargestellt sein.

Alle Produktivitätsvergleiche setzen eine konstante, 
zumindest aber ähnliche Grundstruktur der wirtschafts- 
und gesellschaftspolitischen Ziele voraus. Deshalb sind 
bekanntlich alle Leistungsvergleiche zwischen Gesell­
schafts- und Wirtschaftssystemen mit verschiedenen 
politischen Zielen wertlos. Ebenso wie bei räumlich 
verschiedenen W ert- und Zielvorstellungen sind Pro­
duktivitätsvergleiche auch dann nicht möglich, .wenn 
das raumwirtschaftliche Optimum eine Funktion des 
historischen Prozesses wird. '*)

Ferner ist zu beachten, daß die von einer produktivi­
tätsorientierten Industrialisierungspolitik zu erw arten­
den Ergebnisse nur den ö k o n o m i s c h e n  (Teil-) 
Aspekt des Raumordnungsproblems darstellen. Sie

S) D. M a r x ,  .Regionale Produktivitätsmessung als Ansatzpunkt 
Überregionaler Raumordnungspolitik", a. a. O.
10) Vgl. H. G i e r s c h ,  „Das ökonomisdie Grundproblem der 
Regionalpolitik', a .a .O .,  und W. I s a r d / E .  W.  S c h o o l e r /  
Th. V i e t o r i s z ,  „Industrial Complex Analysis and Regional 
Development“, New York und London 1959.
11) E. V. B ö  v e n t e r ,  „Theorie des räumlichen Gleichgewichts", 
Tübingen 1962, S. 163.

müssen daher stets im Hinblick auf ihre Vereinbarkeit 
mit den gesellschaftspolitischen Zielen geprüft und 
gegebenenfalls korrigiert werden. Auch Produktivitäts­
rechnungen entheben den Politiker nicht der Stellung­
nahme zu gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen. 
Denn das Ziel der produktivitätsorientierten Indu­
strialisierungspolitik, die gesamtwirtschaftlich optimale 
Faktorallokation, steht in Konkurrenz mit anderen 
gesellschaftspolitischen Zielen der Regionalpolitik“ ), 
z.B. dem Streben nach einer Sicherung regional ver­
gleichbarer Lebensbedingungen für die Bevölkerung 
im Sinne einer sozialen Gerechtigkeit. Die Rangskala 
dieser verschiedenen regionalpolitischen Aufgaben be­
ruht auf einer rein politischen Entscheidung. Die regio­
nalpolitische Diskussion bleibt jedoch im Bereich einer 
„Fülle gefühlvoller, aber ziemlich nichtssagender 
W orte" *3) stecken, wenn ihr nicht Kriterien zugrunde 
gelegt werden können, an denen Aufwand und Erfolg 
regionalpolitischer Entscheidungen zu messen sind.

Die Analyse der theoretischen Voraussetzungen und 
instrumentalen Möglichkeiten einer .produktivitäts­
orientierten Industrialisierungspolitik ist nur der erste 
Schritt auf dem W ege zur Realisierung einer wachs­
tumsoptimalen Raumstruktur. Die regionalpolitische 
Praxis stellt w eitere Probleme. Erwähnt seien die 
Schwierigkeiten einer langfristigen Vorausschätzung 
der Aufwendungen für öffentliche Grundleistungen 
und der Beiträge einzelner W irtschaftsbereiche zum 
Brutto-Inlandsprodukt sowie die Probleme, die bei der 
notwendigen Koordination der als gesamtwirtschaft­
lich richtig erkannten standortpolitischen Maßnahmen 
mit den unternehmerischen Standortentscheidungen 
entstehen. Im Rahmen dieses Beitrages braucht auf 
diese Fragenbereiche nicht näher eingegangen zu 
werden. *̂)

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE KONSEQUENZEN

Auf der Basis der gegebenen gesellschaftspolitischen 
Zielkonstellation und im Rahmen der Grenzen, die 
Produktivitätsmaßstäben wie ökonomischen Kriterien 
überhaupt gesetzt sind, bestimmt die Konzeption einer 
produktivitätsorientierten Industrialisierungspolitik den 
Aktionsraum wie die Instrumente der Regionalpolitik. 
Wirtschaftswachstum Ist mit regionalenUngleichgewich- 
ten  verbunden. Die regionalen Ungleichgewichte müs­
sen sich jedoch durch eine Orientierung der wirtschaft­
lichen Entwicklung zum raumwirtschaftlichen Optimum 
langfristig wieder aufheben. Nach der überkommenen 
Raumwirtschaftstheorie besteht in der marktwirtschaft­
lichen Ordnung eine Selbststeuerungstendenz der 

' Wirtschaft wie der W irtschaftsräume zum gesamtwirt­
schaftlichen Optimum. Diese Theorie des räumlichen 
Gleichgewichts, die auch die nichträumliche Gleichge­
wichtstheorie als Spezialfall umschließt, ist jedoch in 
ihrer wirtschaftspolitischen Bedeutung wie in ihrem

12) V gl. H. J ü r g e n s e n ,  „Antinomien in der Regionalpolitik", 
a. a. O.
18) H. G i e r s c h ,  ,Das ökonomische Grundproblem der Regio­
nalpolitik", a. a. O.
14) Diese Fragen sind Gegenstand der Untersuchung von D. Marx 
über Regionalpolitik und wirtschaftliches Wachstum.
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theoretisdien Erkenntniswert problematisch geworden. 
Sie wurde entwickelt, als „indivisibilities" nodx kaum 
auftraten, die Flexibilität der wirtschaftlidien Struk­
turen groß war und die punktbezogene betriebliche 
Standortwahl nicht nur für die eindeutig standortge­
bundenen Wirtschaftszweige, wie den Bergbau, Schiff­
bau usw., sondern generell erhebliche Bedeutung für 
die Rentabilität der Unternehmen hatte. Inzwischen 
haben jedoch das wachsende Gewicht der oligopoli­
stischen M arktstrukturen, der nicht linear-homogenen 
Produktionsfunktionen init Unteilbarkeitsproblemen 
und die Zunahme des Bestandes an langlebigen Kapi­
talgütern mit vorgegebener räumlicher Verteilung die 
W irksamkeit der marktwirtschaftlichen Selbststeue­
rungstendenzen zur gesamtwirtschaftlich optimalen 
Standortstruktur abgeschwächt.

Gleichzeitig hat der technische Fortschritt den Anteil 
der Frachtkosten an den gesamten Produktionskosten 
gesenkt, haben sich die regionalen Unterschiede der 
Lohnkosten immer mehr nivelliert und verringern sich 
die Agglomerationsvorteile durch den Ausbau des 
Verkehrsnetzes und der Kommunikationsmittel oder 
schlagen mit zunehmender Verdichtung der W irt­
schaftszentren sogar in Deglomerationstendenzen um. 
Die Folge ist, daß die Bedeutung der „punktbezogen 
wirkenden" Standortfaktoren*“) sinkt und die Stand­
ortwahl immer stärker von „flächenbezogen w irken­
d en ' Standortfaktoren oder Raumfaktoren wie dem 
Ausbaustand und der Qualität der In frastruk tu r” ) 
beeinflußt wird. Soweit bei den veränderten Optimum­
bedingungen überhaupt noch eine Selbststeuerungs­
tendenz der Wirtschaft zum Raumoptimum wirksam 
ist, kann daher nur ein Feld indifferenter räumlicher 
Gleichgewichtspunkte unterstellt werden. *®) W eder 
die wachsenden Instabilitäten der Raumstrukturen noch 
die Gewichtsverlagerungen der Standortfaktoren 
haben bisher in der Raumwirtschaftstheorie die not­
wendige Beachtung gefunden. ‘”) Erst recht kann nicht 
erw artet werden, daß die regionalpolitische Praxis 
diese Veränderungen der standortbildenden Kräfte 
bereits berücksichtigt. Die W andlungen der raum-

15) V gl. E. V. B ö v e n t e r ,  „Theorie des räumlidien Gleidige- 
■widits", a. a. O., S. 191 f£.
1«) W. M e y e r ,  „Die Theorie der Standortwahl“, Heft 54 der 
Volkswirtsdiaftlidien Sdiriften, Berlin 1960, S. 96.
17) Dazu rechnen ebenso der Bau von Sdiulen, Krankenhäusern, 
die Bereitstellung von Wohnflächen wie der Ausbau des Ver­
kehrsnetzes und der öffentlicäien Versorgungseinrichtungen.
18) Innerhalb d ieses Gleidigewichtsfeldes ist j e d e r  Punkt „ein 
stabiles Gleichgewicht in dem Sinne, daß niemand ein Interesse 
daran hat, seinen Preis oder seine Produktionsmenge zu ändern, 
w eil er sich bei der Reaktion der übrigen dann schlechter steht 
als vorher. Welcher Punkt von den v ielen möglichen nun tatsäch­
lich realisiert wird, ist ökonomisch gesehen zufällig . . .' Ist ein 
Punkt realisiert, bleibt er, vorausgesetzt, daß nidit jemand ent­
gegen seinem Gewinninteresse aus anderen Gründen, vielleicäit 
aus Irrtum über die tatsächliche Lage, den Preis ändert. „Dann 
wird ein a n d e r e r  Punkt in diesem Gleidigewichtsgebiet er­
reicht mit möglicherweise geringerem Gewinn für a l l e ,  der 
aber wiederum ein stabiler Gleichgewichtspunkt ist." Vgl. W. 
K r e 11 e , „Unbestimmtheitsbereiche in der Preisbildung als ein 
Erklärungsgrund für Änderungen der Einkommensverteilung", in: 
Beiträge zur Theorie der Produktion und der Einkommensvertei­
lung, Schriften des Vereins für Socialpolitik, NF Bd. 12, Berlin 
1956, S. 70 ff.
19) Beide Probleme sind daher zum Untersuchungsobjekt einer 
Arbeit gewählt worden, die gegenwärtig Im Institut für Euro­
päische W irtschaftspolitik der Universität Hamburg von meinem 
A ssistenten Dr. H.-G. V o i g t  durchgeführt wird.

wirtschaftlichen Probleme haben die Bedeutung wie 
die Schwierigkeit der Regionalpolitik erhöht. Denn in 
dem Maße, wie die Selbststeuerungstendenzen zur 
optimalen Standortverteilung schwächer werden, muß 
die Sicherung der gesamtwirtschaftlidi optimalen 
Standortstruktur zu einer Aufgabe der Regionalpolitik 
werden.

Heute trägt der Staat einen erheblichen Teil der ge­
samtwirtschaftlichen Standortkosten, so daß eine nur 
an den privatwirtschaftlichen Standortkosten orien­
tierte Standortentscheidung zu einer gesamtwirtschaft­
lich suboptimalen Faktorallokation führen muß. Eine 
Angleichung der privaten an die sozialen Kosten 
ist unter den Bedingungen einer „mature econom y“ 
vom M arktautomatismus nicht m ehr gewährleistet. 
Bei einer auf die gesamtwirtschaftlich optim ale W achs­
tum srate ausgerichteten W irtschaftspolitik kann da­
her die Standortentscheidung nicht mehr allein pri­
vatwirtschaftlichen Kriterien überlassen bleiben, son­
dern hat sich an gesamtwirtschaftlichen M aßstäben zu 
orientieren. Im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung kann jedoch ihre Sicherung durch die W irt­
schaftspolitik allein mit marktkonformen M itteln an­
gestrebt werden. W ie der Unternehmer die vollen 
Kosten von Investitionsentscheidungen übernimmt, so 
ist durch geeignete wirtschaftspolitisdie Instrumente 
sicherzustellen, daß er auch die vollen l a n g f r i s t i ­
g e n  Kosten seiner Standortentscheidung zu tragen 
hat. Standortliche Subventionen sind nur zur gleich­
mäßigeren Verteilung überhöhter Anlaufkosten zu­
lässig. Darüber hinaus sind sie systemwidrig.

Eine produktivitätsorientierte Industrialisierungspoli­
tik engt den bisherigen Freiheitsgrad der unternehm e­
rischen Standortentscheidungen ein. Zugleich deter­
miniert diese Politik auch w eit m ehr als bisher den 
Freiheitsgrad der unteren regionalpolitischen Instan­
zen; denn sie setzt zwingend eine g e s a m t w i r t ­
s c h a f t l i c h e  Orientierung der Regionalpolitik 
voraus. W ird sie lediglich für Regionen praktiziert, so 
kann das Ziel einer gesamtwirtschaftlich wachstums­
optimalen Paktorällokation nicht oder allenfalls zu­
fällig erreicht werden. Auf Teilräume bezogen würde 
sie zwangsläufig die noch vorhandenen Tendenzen zur 
optim alen Standortverteilung zerstören und damit ihr 
Ziel ins Gegenteil verkehren. Ferner ist die produk­
tivitätsorientierte IndustrialisierungspoMtik zwangs­
läufig unvereinbar mit einer Ausrichtung der Indu- 
strialisierüngsmaßnahmen auf andere Ziele, wie eine 
Erhöhung der Zahl der Arbeitsplätze, des G ewerbe­
steueraufkommens und selbst der Krisenfestigkeit ein­
zelner Regionen. Dieser Vermengung von standort­
politischen, konjunkturpolitischen und regionalen 
strukturpolitischen Zielen würde eine produktivitäts­
orientierte Industrialisierungspolitik ein Ende setzen, 
zumindest aber würde sie die volkswirtschaftlichen 
Kosten erkennbar machen, die durch Abweichungen 
von der wachstumsoptimalen Faktorallokation zu­
gunsten anderer wirtschaftspolitischer Ziele oder 
regionaler Interessen entstehen.
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